
EUROPÄISCHE KOMMISSION

JURISTISCHER DIENST

Brüssel, den 26. Mai 2009
JUR(2009)45408/HK/hb

An den Herrn Kanzler des
Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften
Rue du Fort Niedergrünewald
L-2925 Luemburg

Betr.: Rechtssache T-526/08 P, Strack

Sehr geehrter Herr Kanzler,

die Kommission beehrt sich, Ihnen hiermit die Rechtsmittelerwiderung zu übermitteln.

Die leichte Überschreitung der in den "Praktischen Anweisungen" vorgeschriebenen
Höchstzahl der Seiten wird mit dem erheblichen Umfang der Rechtsmittelbeantwortung
(43 Seiten, ohne bisherige Mängelbehebung) gerechtfertigt.

Nach ständiger Rechtsprechung umfassen die Begriffe der höheren Gewalt und des
Zufalls ein objektives und ein subjektives Merkmal, von denen Ersteres sich auf
ungewöhnliche, außerhalb der Sphäre des Betroffenen liegende Umstände bezieht und
Letzteres mit dessen Verpflichtung zusammenhängt, sich gegen die Folgen
ungewöhnlicher Ereignisse zu wappnen, indem er, ohne übermäßige Opfer zu bringen,
geeignete Maßnahmen trifft. Insbesondere müssen die Wirtschaftsteilnehmer den Ablauf
des eingeleiteten Verfahrens sorgfältig überwachen und zum Zweck der Einhaltung der
vorgesehenen Fristen Sorgfalt walten lassen (vgl. z. B. Beschluss des Gerichtshofs vom
8. November 2007, Belgien/Kommission, C-242/07 P, Slg. 2007,1-9757, Randnr. 17).

Infolge eines Brandes, der am Montag, 18. Mai 2009, gegen 13.00 ausgebrochen ist,
musste das Berlaymont-Gebäude der Kommission, das u. a. das gesamte Personal des
Juristischen Dienstes beherbergt, in aller Eile geräumt werden. In den folgenden Tagen
blieb dieses Gebäude geschlossen und ist erst wieder am Montag 25. Mai 2009 morgens
für das Personal geöffnet worden. Die Prozessvertreter der Kommission, wie das gesamte
Personal des Juristischen Dienstes, hatten während dieses Zeitraumes keinen Zugang zu
ihrem Arbeitsplatz. Die Verwaltung der Kommission sah sich daher veranlasst, dem
gesamten im Berlaymont-Gebäude tätigen Personal Sonderurlaub für den Nachmittag des
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18. Mai 2009 sowie für den 19. und 20. Mai 2009 zu gewähren (der 21. und 22. Mai
2009 waren in der Kommission ohnehin dienstfrei).

Außerdem waren wegen des Brandes sämtliche Server des Informatik-Netzwerks des
Juristischen Dienstes zwischen dem Nachmittag des 18. Mai 2009 und dem Abend des
20. Mai 2009 (21.30 Uhr) außer Betrieb, wodurch die zur Erstellung, Finalisierung und
Versendung von Schriftsätzen oder anderen Verfahrensakten erforderlichen
Computerprogramme nicht verfügbar waren. Insbesondere waren die gemeinsamen
Laufwerke nicht verfügbar, auf denen die Mitglieder des Juristischen Dienstes ihre
Dokumente im Format "Word" und anderen Formaten abspeichern, sowie die Datenbank
"Contentieux", die der elektronischen Verwaltung der Akten sämtlicher vom Juristischen
Dienst betriebenen gerichtlichen Verfahren dient und die vollständigen Akten aller
laufenden Verfahren enthält. Sämtliche Prozessvertreter der Kommission, auch
diejenigen, die von zu Hause aus oder von anderen Dienstsellen der Kommission aus
Zugang zu einem Computer hatten, waren damit während des genannten Zeitraums
außerstande, an die elektronischen Dokumente zu gelangen, in denen sie die Entwürfe
ihrer Schriftsätze oder anderen Verfahrensakte gespeichert hatten.

Angesichts dieser Umstände war es den unterzeichneten Prozessvertretern der
Kommission während des Zeitraumes vom 18. bis 25. Mai 2009 objektiv unmöglich, den
anliegenden Schriftsatz fertig zu stellen und seine Versendung an das Gericht zu
veranlassen. Der Brand im Berlaymont-Gebäude, dessen Schließung während 6 Tagen
und die fehlende Verfügbarkeit der erforderlichen Computerprogramme stellen
offensichtlich ungewöhnliche, außerhalb der Sphäre der Kommission liegende Umstände
dar. Die unterzeichneten Prozessvertreter der Kommission verfügten darüber hinaus auch
über keinerlei Handlungsmöglichkeiten, die es ihnen erlaubt hätten, sich dadurch gegen
die Folgen dieses ungewöhnlichen Ereignisses zu wappnen, um die am 21. (bzw. 22.)
Mai 2009 ablaufende Frist einzuhalten, dass sie, ohne übermäßige Opfer zu bringen,
geeignete Maßnahmen hätten treffen können. Insofern ist darauf hinzuweisen, dass die
Kommission die für die Gemeinschaftsgerichte bestimmten Schriftsätze und anderen
Verfahrensakte zweimal täglich per Kurier versendet, so dass die Prozessvertreter
normalerweise darauf vertrauen können, dass ihnen die gesamte Frist unverkürzt zur
Verfügung steht.

Daher sind im vorliegenden Fall sowohl das objektive als auch das subjektive Merkmal
der Begriffe der höheren Gewalt und des Zufalls gegeben, so dass der Ablauf der Frist
vom 21. (bzw. 22.) Mai 2009 der Kommission nicht entgegengehalten werden kann.

Genehmigen Sie, Herr Kanzler, den Ausdruck unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Hannes Krämer Dr. Barbara Eggers
Prozessbevollmächtigte der Kommission

1 Vgl. Artikel 101 Absatz 2 der Verfahrensordnung des Gerichts
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